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Deutsche Kumpanei mit
Kriegsverbrechern im

Kosovo beenden
Stellungnahme von

Sevim Dagdelen

„Es verdichten sich die Hinweise, dass
grausame Verbrechen gegen die
Menschlichkeit wie die illegale Organ-
entnahme, Folter und Morde an Kriegs-
gefangenen im Kosovo vor den Augen
der deutschen KFOR-Soldaten stattge-
funden haben. Sowohl die rot-grüne als
auch die jetzige schwarz-gelbe Bundes-
regierung verschließt bis heute die Au-
gen vor den Menschenrechtsverletzun-
gen zahlreicher kosovarischer Politiker,
darunter dem sogenannten Premiermi-
nister des Kosovo, Hashim Thaçi. Die
Kultur der Straflosigkeit unter den Au-
gen der Bundeswehr im Kosovo und die
Gewährung diplomatischer Ehren für
kosovarische Kriegsverbrecher in
Deutschland muss sofort beendet wer-
den“, erklärt Sevim Dagdelen, Mitglied
im Auswärtigen Ausschuss des Deut-
schen Bundestages und Sprecherin der
Fraktion der Partei „Die Linke“ für In-
ternationale Beziehungen, anlässlich der
Ausstrahlung der Hintergrundreportage
über den Organhandel im Kosovo „Blu-
tige Geschäfte – Auf den Spuren des Or-
ganhandels im Kosovo“ von Arndt Gin-
zel, Martin Kraushaar und Ulrich Stoll
im ZDF. Dagdelen weiter:

„Auf Nachfrage ignoriert die Bundesre-
gierung die Untersuchungs-Ergebnisse
des UNMIK-Berichts von 2003, als die
UN-Mission unter Leitung deutscher Di-
plomaten stand, sowie Berichte des Bun-
desnachrichtendienstes (BND). Bereits
2005 wies der BND detailliert auf die
Einbindung hochrangiger kosovarischer
Politiker in Strukturen der ,Organisier-
ten Kriminalität’und deren Rolle bei den
,Sonderaktionen’ gegen die serbische
Bevölkerung hin. In die kriminellen Ma-
chenschaften ist laut BND auch Hashim
Thaçi verstrickt, den die Bundesregie-
rung nach wie vor als Diplomat hofiert.

Die Berichte über Kriegsverbrechen im
Kosovo zeigen, dass die Bemühungen
der EU und Deutschlands um Demokra-
tie und Staatsaufbau gescheitert sind.
Die in der Geschichte der EU-Außenpo-
litik beispiellos verpulverten Milliarden
zugunsten einer offenkundig kriminellen
Machtelite, die durch die Anerken-
nungspolitik Deutschlands diplomati-
sche Immunität erlangt hat, brachte nicht
den Export von ,Rechtstaatlichkeit’ in
die Region, sondern vielmehr den Im-
port von Korruption und Straflosigkeit.

Die in dem UNMIK-Bericht enthaltenen
Zeugenaussagen und die umfangreiche
Untersuchung des Sonderermittlers des
Europarates, Dick Marty, müssen end-
lich von der Bundesregierung zur Kennt-
nis genommen und die belastenden Be-
weise gegen zahlreiche namentlich ge-
nannte Politiker überprüft werden. Des-
halb werde ich mich dafür einsetzen,
dass Herr Marty in den Deutschen Bun-
destag eingeladen wird. Das Schweigen
über die offensichtlichen Leichen im
Keller der deutschen Außenpolitik muss
ein Ende haben.“ Berlin, 14. 7. 2011

Uni Tübingen von NATO im Handstreich genommen
Chef der NATO-„Sicherheitskonferenz“ ist am Institut für Politikwissenschaft zum Honorarprofessor ernannt worden

Die Honorarprofessur für Wolfgang
Ischinger stellt sich als gezielter Verstoß
gegen die Friedensbindung heraus, zu
der sich die Uni durch eine Zivilklausel
verpflichtet hat. Verantwortungslose Wis-
senschaftler reichten dem aggressiven
Militärbündnis dazu die Hand. Friedens-
kräfte suchen nach einer Antwort.

Während die NATO mit ständig ausge-
weiteter aggressiver Kriegspolitik auf
immer mehr Widerstand stößt, ist ihr an
der „Heimatfront“ ausgerechnet an der
Uni Tübingen ein Coup gelungen. Der
Chef der berüchtigten jährlichen NATO-
„Sicherheitskonferenz“ Wolfgang
Ischinger, ein ausgewiesener Militarist,
ist am Institut für Politikwissenschaft
zum Honorarprofessor ernannt worden.
Das wurde nach klammheimlicher Vor-
arbeit Anfang Mai durch Ankündigung
von dessen Antrittsvorlesung bekannt.
Mitte Juli soll es mit dem Seminar „In-
ternationale Krisendiplomatie“ über
„Krisen der deutschen Außenpolitik in
den letzten zwei Jahrzehnten“ zur Sache
gehen. Die Studierenden sollen in der
Blockphase vom 18. bis 20. Juli in Berlin
von Wolfgang Ischinger in Zusammen-
arbeit mit Thomas Nielebock, Akademi-
scher Oberrat am Institut, unter Ein-

schluss von Gesprächen mit „Entschei-
dungsträgern unter anderem durch den
Besuch in Ministerien und Botschaften“
auf die neudeutsch-zivilmilitärische Au-
ßenpolitik getrimmt werden. Das alles
ist ein provokativer Verstoß gegen den
komplett gegenteiligen Senatsbeschluss
vom Dezember 2009 für die Präambel
der Uni-Grundordnung „Lehre, For-
schung und Studium an der Universität
sollen friedlichen Zwecken dienen, das
Zusammenleben der Völker bereichern
und im Bewusstsein der Erhaltung der
natürlichen Lebensgrundlagen erfol-
gen“. Die lügenhafte „Krisendiploma-
tie“, die 1999 zum ersten deutschen
Kriegseinsatz im Kosovo, 2001 zur Teil-
nahme am völkerrechtswidrigen Kriegs-
einsatz „Enduring Freedom“ in Afgha-
nistan und 2009 zum Massaker in Kun-
dus geführt hat, soll offenbar als verein-
bar mit friedlichen Zwecken und der
Verpflichtung, zur Bereicherung des Zu-
sammenleben der Völker beizutragen,
verkauft werden.
Die Zivilklausel ist seit Herbst 2010
rechtskräftig mit Zustimmung eben je-
ner baden-württembergischen Landesre-
gierung, die Zivilklauseln für Hochschu-
len generell für verfassungswidrig hält
und trotz eines gegenteiligen Gutachtens

des Verfassungsrechtlers Erhard Den-
ninger nie von ihrem Standpunkt abge-
rückt ist. In einer kabarettistisch anmu-
tenden Einlage hatte Ex-Minister Fran-
kenberg in einer Landtagsdebatte im
April 2009 Hochschulforschung für die
„Bundeswehr als Armee eines demokra-
tischen Staates“ als eine Art Zivilklausel
bezeichnet. Die Widersprüche kommen-
tierte die Landesregierung damit, dass
der Präambel zur Grundordnung keine
Verbindlichkeit zukomme.
Der Universität ist die Haltung der Stu-
dierenden, die die Forderung nach der
Zivilklausel im Rahmen des Studienst-
reiks 2009 eingebracht hatten, sehr wohl
bewusst. Im April 2010 kam es wegen
Verstoßes gegen die neue Zivilklausel zu
massiven Protesten gegen ein Seminar
der Bundeswehr-Dozentin Monika La-
nik über „Ethnologie und Militär“ und
gegen den Auftritt von Wolfgang Ischin-
ger im Rahmen einer Podiumsdiskussi-
on an der Uni. Die Uni-Leitung hat sich
demnach auf die Seite von NATO und
Bundeswehr geschlagen, legt die Zivil-
klausel bewusst als zivil-militärische
Klausel aus und hat damit eine neue Di-
mension der inneren Militarisierung der
Hochschulen eröffnet.
Eine schier atemberaubende Verantwor-

tungslosigkeit, die noch getoppt wird
durch die Absicht, im Herbst eine perfi-
de Studium-generale-Vortragsreihe zu
veranstalten, organisiert von dem ge-
nannten Akademischen Oberrat. Thema
soll unter anderem die Zivilklausel sein
unter Einbeziehung von Verantwortli-
chen der bundesweiten Zivilklausel-Be-
wegung, nachdem derartig empörende
Fakten geschaffen worden sind. Aktive
aus Tübingen hatten in der bundesweiten
Konferenz „Hochschulen für den Frie-
den! Nein zur Kriegsforschung! Ja zur
Zivilklausel!“ (Erklärung www. nat-
wiss.de/inc/Erklaerung_HsfF.pdf) Ende
Mai in der TU Braunschweig um Solida-
rität gebeten.

Die Ungeheuerlichkeit des bewussten
Verstoßes gegen die Zivilklausel war für
die TeilnehmerInnen so überraschend,
dass auf Anhieb keine passende Antwort
gefunden werden konnte. Dazu muss be-
tont werden, dass Details der verdeckten
Einfädelung der Honorarprofessur erst
danach klarer geworden sind.

Indignez vous! Empört Euch! Die Frie-
denskräfte werden auch auf diese Provo-
kation eine Antwort finden.

Dietrich Schulze

Neues aus der Zukunftswerkstatt der SPD
Ein „organisationspolitisches Grundsatzprogramm“ soll „Mut zu neuen Wegen“ machen

Im Willy-Brandt-Haus in Berlin wird
derzeit an einem neuen Grundsatzpro-
gramm getüftelt. Zwar hat man ein sol-
ches erst im Herbst 2008 in Hamburg un-
ter Verantwortung des damaligen Partei-
vorsitzenden Beck – das von Erhard
Eppler als Medikament für die Zukunft
hochgelobt wurde – nach jahrelangem
Zickzack beschlossen. Aber gebracht hat
es der SPD, wie die Wahlen seither und
auch die gegenwärtige Gemengelage
zeigten, wenig. Nun soll ein „organisa-
tionspolitisches Grundsatzprogramm“
der SPD „Mut zu neuen Wegen“ ma-
chen.
Dieses Produkt aus der „Zukunftswerk-
statt“ der SPD, in der seit dem Parteitag
in Dresden im Herbst 2009, auf dem etli-
che Parteitagsdelegierte wegen der dra-
matischen Wahlniederlagen gegen den
politischen Kurs der Parteiführung auf-
begehrten, Unruhe herrschte, soll die
Partei aufrichten. „Es soll Freude ma-
chen, in der SPD mitzuwirken. Dazu
müssen wir unsere innerparteiliche Kul-
tur verbessern“, heißt es in dem Diskus-
sionsentwurf, den Generalsekretärin
Nahles, Bundesgeschäftsführerin Klug
und Schatzmeisterin Hendricks ausge-
tüftelt und vor einigen Wochen vorgelegt
haben. „Wir wollen politisches Engage-
ment ermöglichen. Das bedeutet, offen
für diejenigen zu sein, die sich engagie-
ren wollen, ohne gleich Mitglied zu wer-
den“, erklärten die drei SPD-Frauen den
Entwurf.
Ziel der Reform sei die Ermutigung aller
SPD-Gliederungen, „neue Wege zu ge-
hen. Wir wollen die Mitglieder motivie-
ren und ihre Beteiligungsmöglichkeiten
stärken“, betont das Trio. Auch Partei-
chef Gabriel gibt sich überzeugt: „Um
wieder alte Stärke zu erreichen, müssen
wir die Rechte der Mitglieder stärken.“
Deshalb sollen künftig Vorsitzende und
Kandidaten auf allen Ebenen auch durch
Mitgliederentscheide gewählt werden
können. Auch Mitgliederentscheide zu
Sachthemen soll es in Zukunft geben. Na
– wie wäre es denn mit solchen Sachthe-
men wie Agenda 2010, Rente mit 67,
Unterstützung des Afghanistan-Krieges
usw. Diese Fragen seien von gestern und
abgehakt, heißt es.
Die SPD will jetzt „eine Öffnung nach
allen Richtungen“, sagt Geschäftsführe-
rin Klug. „Wir wollen Angebote für all
diejenigen machen, die mit dauerhafter
klassischer Parteiarbeit nichts anfangen
können und sich vielleicht nur temporär
engagieren wollen.“ Offen nach allen
Seiten – das hatte schon Parteichef Ga-
briel in Dresden offeriert und den Nie-
dergang des Anspruchs, „Kümme-

rer-Partei“ sein zu wollen, eingestanden.
„Früher war es natürlich, dass die SPD
Nervenenden in den Städten, Gemein-
den, Betrieben, bei der Feuerwehr, im
Sport – überall – hatte. Heute gibt es die-
ses sozialdemokratische Milieu nicht
mehr. Deshalb müssen wir auch unsere
Angebote an die, die sich für Politik in-
teressieren, ändern.“
Die SPD-Reform sieht offensichtlich
auch Konsequenzen aus dem dramati-
schen Mitgliederrückgang vor – die SPD
hat sich seit den Willy-Brandt-Zeiten
halbiert. So sollen die Gremien deutlich
verkleinert werden. Dem Parteivorstand
sollen künftig statt 45 nur noch 20 Mit-
glieder angehören. Der Parteirat soll
ganz abgeschafft und dafür ein Länder-
rat geschaffen werden. „Niemandem ist
damit gedient, wenn wir große Vorstän-
de, aber eine geringe Beteiligung der
Mitglieder haben“, meint Gabriel.
Überdies sollen die Ortsvereine zukünf-
tig von aufwändigen Verwaltungsaufga-
ben befreit und aus der Parteizentrale
besser unterstützt werden. Hilfe soll es
bei der Kassenführung geben. So ge-
nannte „Organizer“ sollen nach amerika-
nischem Vorbild auf Menschen die bis-
her der Politik fernstehen, zugehen und
für die SPD werben.
In der sozialdemokratischen Zeitung
„Vorwärts“ wird das Projekt mit „Wie-
derentdeckung des Sozialdemokrati-
schen“ mit vielen Worten beschrieben.
Die „Wiederentdeckung des Sozialde-
mokratischen“, schrieben die Verfasser,
basiere auf der Beurteilung, „dass klassi-

sche sozialdemokratische Positionen
niemals falsch gewesen sind, sondern
durch die neoliberale Politik der letzten
Jahrzehnte und die daraus resultierende
Spaltung der Gesellschaft mehr Bedeu-
tung denn je erlangen.“ Auch die zu-
künftigen SPD-Botschaften werden um-
schrieben: „Wir müssen in der Lage
sein, Antworten zugeben auf die drän-
genden Fragen der Menschen, und unse-
re Botschaften mit den richtigen Politi-
kansätzen verknüpfen. Botschaften sind
dabei nicht die Instrumente selbst. Sie
sind der Versuch, die Menschen wieder
zu erreichen, sie zu überzeugen und dau-
erhaft für die sozialdemokratischen
Ideen und Werte zu gewinnen.“ Auf je-
den Fall soll klar werden: „Die SPD ist
die Kommunalpartei!“

Bevor Gabriel und Nahles im Oktober
auf einen Werbefeldzug für die „organi-
sationspolitischen Grundsätze“ gehen,
müssen sie schon mal den Widerspruch,
der sich entwickelt hat, ertragen. Dabei
geht es weniger um innere Parteirefor-
men, sondern um die zukünftige Rolle
der Parteimitglieder selbst. Die ange-
strebte Öffnung der SPD für Nichtmit-
glieder lehnen schon jetzt wichtige Lan-
desverbände grundsätzlich ab. Sie wol-
len nicht zulassen, dass in Zukunft auch
Bürger ohne Parteibuch an Personalent-
scheidungen der SPD, etwa über die
Kanzlerkandidatur (die USA lassen grü-
ßen!) beteiligt werden sollen. „Wir leh-
nen Vorwahlen unter Beteiligung von
Nichtmitgliedern ab. Der Wert der Mit-
gliedschaft muss erhalten werden“, ver-

langte etwa die bayerische SPD-Gene-
ralsekretärin Kohnen.

Ihr Nein dazu haben schon Landesver-
bände wie Berlin, Hessen, Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein signalisiert.
„Wir wollen nicht, dass Nichtmitglieder
an Personalentscheidungen beteiligt
werden“, befand Landeschef Lies in
Hannover. „Solche Entscheidungen sind
die Grundaufgabe der Mitglieder“, er-
gänzte er. Und Hessens SPD-Chef Schä-
fer-Gümbel meinte: „Ich bin sehr für die
Beteiligung von Nichtmitgliedern etwa
durch ein Rede- und Antragsrecht auf
Parteitagen. Aber Entscheidungen über
Sach- und Personalfragen dürfen nur
von Mitgliedern getroffen werden.“

Am vorigen Wochenende haben nun
auch die 350 Ortsvereinsvorsitzende und
Kassierer in NRW sich diesem Trend an-
geschlossen. So meint der gegenwärtige
Parteirats-Vorsitzende Möller: „Ich sehe
auf dem Bundesparteitag keine sat-
zungsändernde Mehrheit dafür, den Mit-
gliedern das Letztentscheidungsrecht zu
entziehen.“ Die Jungsozialisten befürch-
ten, dass ein Mitentscheidungsrecht von
Nichtmitgliedern „zu erheblichen Kon-
flikten und zur Abkehr von der Idee der
Programmpartei SPD führen“ könne.

Schon bei einem Auftritt in Hamburg
warf Gabriel nach heftiger Kritik an den
Reformplänen die Machtfrage auf. Er
werde für die Öffnung der SPD sorgen,
„oder die Partei muss das anders organi-
sieren“. Rolf Priemer

Studiengebühren in Bayern
werden nicht abgeschafft
In Bayern ist eine mögliche Abschaf-
fung der Studiengebühren wohl geschei-
tert. Ministerpräsident Horst Seehofer
(CSU) versicherte mehreren Abgeord-
neten und Kabinettsmitgliedern seiner
Partei, er wolle lediglich eine Überprü-
fung, wie die Studiengebühren besser
verwendet würden. Das berichteten
CSU-Politiker am Rande einer Land-
tagssitzung in München. Seehofer selbst
betonte, die Verwendung der Gebühren
müsse schnell überprüft werden. „Etwas
anderes steht nicht auf der Agenda.“ Der
CSU-Chef hatte vergangene Woche gro-
ße Aufregung und Hoffnung unter den
Studierenden mit der Ankündigung aus-
gelöst, die Gebühren müssten auf den
Prüfstand.

Sigmar Gabriel will offen sein nach allen Seiten. Doch Vorsicht: Wer offen ist nach allen Seiten, der kann nicht ganz dicht sein.

Uni Tübingen von NATO im Handstreich genommen
Chef der NATO-„Sicherheitskonferenz“ ist am Institut für Politikwissenschaft zum Honorarprofessor ernannt worden

Die Honorarprofessur für Wolfgang
Ischinger stellt sich als gezielter Verstoß
gegen die Friedensbindung heraus, zu
der sich die Uni durch eine Zivilklausel
verpflichtet hat. Verantwortungslose Wis-
senschaftler reichten dem aggressiven
Militärbündnis dazu die Hand. Friedens-
kräfte suchen nach einer Antwort.

Während die NATO mit ständig ausge-
weiteter aggressiver Kriegspolitik auf
immer mehr Widerstand stößt, ist ihr an
der „Heimatfront“ ausgerechnet an der
Uni Tübingen ein Coup gelungen. Der
Chef der berüchtigten jährlichen NATO-
„Sicherheitskonferenz“ Wolfgang
Ischinger, ein ausgewiesener Militarist,
ist am Institut für Politikwissenschaft
zum Honorarprofessor ernannt worden.
Das wurde nach klammheimlicher Vor-
arbeit Anfang Mai durch Ankündigung
von dessen Antrittsvorlesung bekannt.
Mitte Juli soll es mit dem Seminar „In-
ternationale Krisendiplomatie“ über
„Krisen der deutschen Außenpolitik in
den letzten zwei Jahrzehnten“ zur Sache
gehen. Die Studierenden sollen in der
Blockphase vom 18. bis 20. Juli in Berlin
von Wolfgang Ischinger in Zusammen-
arbeit mit Thomas Nielebock, Akademi-
scher Oberrat am Institut, unter Ein-
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dungsträgern unter anderem durch den
Besuch in Ministerien und Botschaften“
auf die neudeutsch-zivilmilitärische Au-
ßenpolitik getrimmt werden. Das alles
ist ein provokativer Verstoß gegen den
komplett gegenteiligen Senatsbeschluss
vom Dezember 2009 für die Präambel
der Uni-Grundordnung „Lehre, For-
schung und Studium an der Universität
sollen friedlichen Zwecken dienen, das
Zusammenleben der Völker bereichern
und im Bewusstsein der Erhaltung der
natürlichen Lebensgrundlagen erfol-
gen“. Die lügenhafte „Krisendiploma-
tie“, die 1999 zum ersten deutschen
Kriegseinsatz im Kosovo, 2001 zur Teil-
nahme am völkerrechtswidrigen Kriegs-
einsatz „Enduring Freedom“ in Afgha-
nistan und 2009 zum Massaker in Kun-
dus geführt hat, soll offenbar als verein-
bar mit friedlichen Zwecken und der
Verpflichtung, zur Bereicherung des Zu-
sammenleben der Völker beizutragen,
verkauft werden.
Die Zivilklausel ist seit Herbst 2010
rechtskräftig mit Zustimmung eben je-
ner baden-württembergischen Landesre-
gierung, die Zivilklauseln für Hochschu-
len generell für verfassungswidrig hält
und trotz eines gegenteiligen Gutachtens

des Verfassungsrechtlers Erhard Den-
ninger nie von ihrem Standpunkt abge-
rückt ist. In einer kabarettistisch anmu-
tenden Einlage hatte Ex-Minister Fran-
kenberg in einer Landtagsdebatte im
April 2009 Hochschulforschung für die
„Bundeswehr als Armee eines demokra-
tischen Staates“ als eine Art Zivilklausel
bezeichnet. Die Widersprüche kommen-
tierte die Landesregierung damit, dass
der Präambel zur Grundordnung keine
Verbindlichkeit zukomme.
Der Universität ist die Haltung der Stu-
dierenden, die die Forderung nach der
Zivilklausel im Rahmen des Studienst-
reiks 2009 eingebracht hatten, sehr wohl
bewusst. Im April 2010 kam es wegen
Verstoßes gegen die neue Zivilklausel zu
massiven Protesten gegen ein Seminar
der Bundeswehr-Dozentin Monika La-
nik über „Ethnologie und Militär“ und
gegen den Auftritt vonWolfgang Ischin-
ger im Rahmen einer Podiumsdiskussi-
on an der Uni. Die Uni-Leitung hat sich
demnach auf die Seite von NATO und
Bundeswehr geschlagen, legt die Zivil-
klausel bewusst als zivil-militärische
Klausel aus und hat damit eine neue Di-
mension der inneren Militarisierung der
Hochschulen eröffnet.
Eine schier atemberaubende Verantwor-

tungslosigkeit, die noch getoppt wird
durch die Absicht, im Herbst eine perfi-
de Studium-generale-Vortragsreihe zu
veranstalten, organisiert von dem ge-
nannten Akademischen Oberrat. Thema
soll unter anderem die Zivilklausel sein
unter Einbeziehung von Verantwortli-
chen der bundesweiten Zivilklausel-Be-
wegung, nachdem derartig empörende
Fakten geschaffen worden sind. Aktive
aus Tübingen hatten in der bundesweiten
Konferenz „Hochschulen für den Frie-
den! Nein zur Kriegsforschung! Ja zur
Zivilklausel!“ (Erklärung www. nat-
wiss.de/inc/Erklaerung_HsfF.pdf) Ende
Mai in der TU Braunschweig um Solida-
rität gebeten.

Die Ungeheuerlichkeit des bewussten
Verstoßes gegen die Zivilklausel war für
die TeilnehmerInnen so überraschend,
dass auf Anhieb keine passende Antwort
gefunden werden konnte. Dazu muss be-
tont werden, dass Details der verdeckten
Einfädelung der Honorarprofessur erst
danach klarer geworden sind.

Indignez vous! Empört Euch! Die Frie-
denskräfte werden auch auf diese Provo-
kation eine Antwort finden.

Dietrich Schulze


